Bernd Waldmann-Stocker

- Rechtsanwalt -

Papendiek 24-26

37073 Göttingen

Tel.: 0551 / 42610

Fax: 0551 / 45275

e-mail: info@kanzlei-waldmann-stocker.de

Mitwirkungspflichten bei der Passbeschaffung

- Materialien, Stand 14.9.2008 -

A. Rechtliche Problemstellungen

I.  
Allgemein zur Passpflicht

II. 
Allgemein zu den Mitwirkungspflichten

III. 
Zur Anordnung des persönlichen Erscheinens im Zusammenhang mit der

     
Passbeschaffung

IV.    Bleiberecht bei Passlosigkeit oder Verletzung von Mitwirkungspflichten

V.     Zu §§ 22 bis 26 AufenthG

VI.    § 25 Abs. 3 AufenthG und Passpflicht

VII.   Zu § 25 Abs. 5 AufenthG

VIII.  Passbeschaffung und Rechtsmissbrauch i.S. des AsylbLG

IX.    Passbeschaffungskosten

B. Hinweise zur Passbeschaffung bzw. zu diesbezügl. Problemen,

eine Auswahl, nach Ländern geordnet

C Anhang: Rechtliche Grundlagen

I.       AufenthG

II.      AufenthV

III.     AsylVfG

A. Rechtliche Problemstellungen

Zu den Definitionen von Pass, Passersatz pp. vgl. Müller. Pässe und Ausweise – Licht im Dokumenten-Dschungel = ASYLMAGAZIN 7-8/2006, S. 9 ff.;

Definitionen auch unter Zf. 3 der Vorläuf. Nds. VV zum AufenthG, Stand 31.7.2008

Der regelmäßig im Bundesanzeiger zu veröffentlichenden „Allgemeinverfügung über die Anerkennung ausländischer Pässe“ kann entnommen werden, ob ein Dokument anerkannt ist, Zf. 3.1.7 Vorl. Nds. VV-AufenthG

I. Allgemein zur Passpflicht

Die Erfüllung der Passpflicht – d.h. die Pflicht zum Besitz eines gültigen Passes oder eines gültigen anerkannten Passersatzes ist i.d.R. eine zwingende Voraussetzung für die erlaubte Einreise sowie für die Erteilung eines Aufenthaltstitels oder dessen Verlängerung. Wird die Passpflicht im Bundesgebiet nicht mehr erfüllt, ohne dass eine Ausnahme zugelassen wurde, kann ein erteilter Aufenthaltstitel widerrufen werden, § 52 Abs. 1 Nr. 1 AufenthG).

II. Allgemein zu den Mitwirkungspflichten

Zur Zumutbarkeit vgl. insbes. § 5 Abs. 2 AufenthV

Bundesverwaltungsgericht, Beschluss vom 15.6.2006, 1 B 54.06:

Von vornherein aussichtslose Handlungen zur Passbeschaffung dürfen dem Ausländer nicht abverlangt werden.

Die Frage der Zumutbarkeit von Handlungen zur Passbeschaffung unterliegt jeweils einer Einzelfallentscheidung; dabei kann auch den individuellen intellektuellen Fähigkeiten des Ausländers Rechnung getragen werden
Zweifel in Bezug auf die Unmöglichkeit der Passbeschaffung gehen grds. zu Lasten des Ausländers, weil er für die ausschließlich in seinem Einflussbereich unterliegenden ihm günstigen Tatsachen darlegungs- und beweispflichtig ist; etwas anderes gilt jedoch dann, wenn der Ausländer alle ihm zumutbaren Mitwirkungspflichten erfüllt hat. Dann trägt die Ausländerbehörde die Darlegungs- und Beweislast dafür, welche weiteren Handlungen noch möglich sind,

GK-AufenthG § 25 Rn. 18.

Von einer Unzumutbarkeit ist z.B. dann auszugehen, wenn ein Heimatstaat sich grds. weigert, seine Staatsangehörigen zurückzunehmen und daher in keinem Fall Nationalpässe oder sonstige Rückreisedokumente ausstellt,

GK-AufenthG § 25 Rn. 177

Unzumutbar ist eine Mitwirkungspflicht auch dann, wenn sie angesichts der bisherigen Bemühungen des Ausländers keinen Erfolg verspricht, etwa dann, wenn bereits mehrere Passanträge richtig und vollständig ausgefüllt wurden, ohne dass das Heimatland in angemessener Frist einen Nationalpass ausgestellt hat. In einem solchen Fall ist die Aufforderung

 zur erneuten Passbeantragung i.d.R. unzumutbar,

GK-AufenthG § 25 Rz. 177.

Eine Unzumutbarkeit der Erfüllung der Wehrpflicht im Heimatstaat als Voraussetzung für den Passerhalt liegt i.d.R. vor

· bei Ausländern der zweiten Generation, die vor Abschluss eines Einbürgerungsverfahrens stehen

· bei Ausländern, die mit Deutschen verheiratet sind, wenn aus der Ehe ein Kind hervorgegangen ist oder wenn ein Kind eines Ehegatten im gemeinsamen Haushalt lebt und in diesen Fällen die eheliche Lebensgemeinschaft fortbesteht

· bei Ausländern, die mit Deutschen in ehelicher Lebensgemeinschaft leben, wenn sie über 35 Jahre alt sind und sich mindestens fünf Jahre rechtmäßig im Bundesgebiet aufgehalten haben

· bei Ausländern, die mit ihrem minderjährigen deutschen Kind zusammenleben und zur Ausübung der Personensorge berechtigt sind,
   Zf. 3.3.1.2 Vorl Nds. VV-AufenthG
Bemühungen sind grds. nicht zumutbar bei Forderungen des Heimatstaates nach vorübergehender Rückkehr, wenn ein Abschiebungshindernis nach § 60 AufenthG vorliegt; sie können auch unzumutbar sein, wenn schlüssig und nachvollziehbar vorgetragen wird, dass durch die Kontaktaufnahme zur Auslandsvertretung eine Gefährdung

 – etwa von Angehörigen im Herkunftsland – zu befürchten ist,

ebd, Zf. 3.3.1.3

Zu den Mitwirkungspflichten im Rahmen der Passbeschaffung gehört nicht, einen Antrag auf (Wieder-)Einbürgerung in einen fremden Staatsverband zu stellen. Denn die (Wieder-)Einbürgerung ist keine im AufenthG oder in der AufenthV genannte Rechtspflicht,

GK-AufenthG § 48 Rn. 45 unter Hinweis auf VG Karlsruhe, Urt. v. 26.2.2003, 5 K 2350/02; dazu auch AG Biedenkopf, B. v. 29.5.2008 = ANA ZAR 2008, S. 31

Rechtlich problematisch hinsichtlich der Konsequenzen:

In den LK Harburg, Schaumburg, Rotenburg und der Region Hannover haben die Ausländerbehörden Ausländern einen Reiseausweis für Ausländer für den Zweck erteilt, ins Herkunftsland zu fahren, um sich dort die notwendigen Dokumente und Unterlagen für die Ausstellung nationaler Reisepässe zu beschaffen. Wenn die Betroffenen bis zum Ablauf des Reisedokuments nicht ins Herkunftsland gefahren sind ... bekamen sie

 i.d.R. wieder eine Fiktionsbescheinigung, in anderen Fällen eine Duldung,

- Nds. FlüRat 5.5.2008, zu den „Modalitäten“ bei der Passbeschaffung in Syrien vgl. anonym. Aktenvermerk RA Freckmann, 29.1.2008 -

M.E. sollte vor einer –vorübergehenden - Ausreise eine schriftliche Zusicherung, vgl. § 38 VwVfG, des Inhalts erwirkt werden, dass bei Vorlage des Passes ein Aufenthaltstitel erteilt wird.

Zumutbar, sich auch in seinem Heimatland – ggf. unter Einschaltung eines Mittelsmannes oder durch Beauftragung eines Rechtsanwaltes – um Dokumente für die Passbeschaffung zu bemühen,

GK-AufenthG § 25 Rn. 175 m.w.N.

aber: „Es kann von einem Ausländer im Regelfall nicht erwartet werden, dass er eine völlig unbekannte, unsichere und mit nicht kalkulierbaren Aufwendungen bzw. Kosten verbundene Rechtsschutzmöglichkeit im Ausland ergreift, wenn es darum geht, bei der Beschaffung von Heimreisedokumenten mitzuwirken.“ 

BayVGH, Urt. v. 11.12.2007, 24 B 06.2158 = ASYLMAGAZIN 4/2007, S. 44 ff, S. 45f

Zumutbar ist die persönliche Vorsprache bei der diplomatischen bzw. konsularischen Auslandsvertretung,

GK-AufenthG § 48 Rn. 44

Zumutbar, dass Frauen aus moslem. Ländern sich mit Kopftuch für Passbilder fotografieren lassen und entsprechend gekleidet etwa bei der iran. oder pakistan. Botschaft vorsprechen, 

GK-AufenthG, § 48 Rn. 44 m.w.N.;

zumutbar soll sein, die Erklärung über die Freiwilligkeit des Rückkehrwunsches nach Iran zu unterschreiben (behördlich erzwungene Unwahrheit)

GK-AufenthG § 25 Rn. 179; ablehnend: Hofmann in ANA ZAR 2008, S. 25.

III. Zur Anordnung des persönlichen Erscheinens zur Passersatzbeschaffung

Es ist grundsätzlich zulässig, das persönliche Erscheinen von Ausländern in den Räumen der Ausländerbehörde anzuordnen, um dort bei einer Delegation des vermutlichen Herkunftslandes wegen der Erteilung von Passersatzpapieren vorzusprechen; § 82 Abs. 4 Satz 1 AufenthG;

wenn der betreffende Ausländer der sofort vollziehbaren Anordnung des persönlichen Erscheinens nicht nachkommt, kann zwangsweise durchgesetzt werden, § 82 Abs. 4 Satz 2 AufenthG,

- OVG NRW, B. v. 28.11.2006, 19 B 1789/06 = ASYLMAGAZIN 3/2007, S. 33 f; zweifeldn: VG Bremen, B. v. 3.1.2006 = ASYLMAGAZIN 1-2/2006, S. 38vgl. hierzu auch: Heinhold. Vorladung zu ausländischen Delegationen = ASYLMAGAZIN 10/200, S. 8 f ; zu den Formalitäten einer wirksamen Anordnung vgl. VG Braunschweig, B. v. 19.4.2004 0 ASYLMAGAZIN 6/2006, S. 32 -

IV. Bleiberecht bei Passlosigkeit oder Verletzung von Mitwirkungspflichten

vgl. Kabis in ASYLMAGAZIN 5/2007, S. 8 ff

Aufenthaltserlaubnisse nach § 104 a AufenthG bei Familien nur dann, wenn für alle Familienangehörigen Pässe vorliegen?

Das VG Braunschweig hat in dem Verfahren 6 A 773/05 am 28.3.2008 die Stadt Goslar gebeten zu begründen, warum für die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 104 a AufenthG  für den Kläger vorausgesetzt würde, dass auch für die Lebensgefährtin ein Identitätsnachweis erbracht werde. Dem Wortlaut der Norm könne ein solches Erfordernis nicht entnommen werden

In der „Niederschrift ... des Nds. MI ... vom 11.9.2007“ Zf. 6 wird auf den Grundsatz der Familieneinheit verwiesen:

 „Eine unterschiedliche aufenthaltsrechtliche Behandlung der Familienmitglieder sollte grundsätzlich vermieden werden.“ Zf. 7 dieser Niederschrift hält die Vorlage eines anerkannten gültigen Nationalpasses für „unverzichtbar“.

In der Neufassung der Vorl. Nds. VV wird dieser Ansatz unter Zf. 104a.0.5.1 aufgegriffen, ohne allerdings hier ausdrücklich die Passpflicht zu erwähnen. Das Erfordernis „Passvorlage von allen Familienmitgliedern“ ist m.E. nicht von der Gesetzeslage gedeckt, mithin rechtswidrig,

vgl. hierzu auch: VG Hannover, B. v. 30.5.2008, 11 B 2407/08: „Ein umfassender Ausschluss anderer Familienmitglieder bei Ausschluss eines Familienmitglieds findet sich in der Altfallregelung des § 104 a AufenthG ... nicht.“

MI NRW in Schreiben vom 25.4.2008 an LAG:

 „Sind die Betroffenen nicht im Besitz eines gültigen Passes und steht fest, dass sie diesen auch nicht in zumutbarer Weise erlangen können, so kann bereits nach Maßgabe der geltenden Bestimmungen ein Reiseausweis oder ein Ausweisersatz ausgestellt werden (vgl. § 3 Abs. 1 i.V.m. § 48 Abs. 2 und 3 AufenthG).“
Rd.Erl. IM-SH vom 26.7.2007:

 „ Zu begünstigende Personen sind grundsätzlich nicht von der Passpflicht nach § 3 AufenthG entbunden. Personen, die über keinen gültigen Pass verfügen, sind anzuhalten, sich einen gültigen Pass zu beschaffen, soweit dies nicht unmöglich oder im Einzelfall unzumutbar ist (§ 48 AufenthG, § 5 AufenthV). Zur Beahebung einer aktuellen Passlosigkeit bei Personen, die sonst die Voraussetzungen der Regelungen erfüllen würden, kann angezeigt sein, den Betroffenen eine Zusicherung zur Vorlage bei der Botschaft zu erteilen, nach der bei Vorlage eines Passes eine Aufenthalterlaubnis nach der Bleiberechtsregelung / Altfallregelung erteilt wird. Bei der Bewertung, ob alle zumutbaren Bemühungen unternommen worden sind, ... ist auch zu prüfen, ob dem Betroffenen seitens der Ausländerbehörde klar und eindeutig mitgeteilt wurde, welche Mitwirkungshandlungen von ihm erwartet werden. Erst sofern ihm (aktenkundig) dargelegt wurde, welche Mitwirkungsleistungen er zu erbringen hat, kann ihm auch entscheidungsrelevant angelastet werden, wenn er diese nicht erbracht hat.“

V. §§ 22 bis 26 AufenthG

Soweit nach den §§ 22 bis 26 AufenthG ein Aufenthaltstitel erteilt werden kann bzw. im Falle des § 25 Abs. 5 Satz 2 AufenthG erteilt werden soll, ist von der Erfüllung – auch – der Passpflicht grundsätzlich dann abzusehen, wenn deren Nichterfüllung vom Ausländer selbst nicht zu vertreten ist. Hat der Ausländer hingegen die Nichterfüllung selbst zu vertreten und unternimmt er keine zumutbaren Bemühungen, ist von der Erfüllung grds. nicht abzusehen mit der Folge, dass die Erteilung des Aufenthaltstitels abzulehnen ist,

Vorl. Nds. VV-AufenthG Zf. 5.3.3.1

VI. § 25 Abs. 3 AufenthG und Passpflicht

Die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis ist nicht von einer Mitwirkung bei der Beschaffung eines Passdokuments für den Staat, für den Abschiebungsverbote nach § 60 Abs. 2, 3, 5oder Abs. 7 AufenthG vorliegen, abhängig zu machen; eine solche Mitwirkung ist nach der Rspr. unzumutbar;

Erlass Hess MI vom 30.7.2008 unter Bezugnahme auf VGH-BaWü, B. v. 30.5.2005 – 13 S 1310/04 (= ASYLMAGAZIN 10/2005, S. 33), BayVGH B. v. 1.6.2006 – 19 ZB 06..659vgl. dazu auch § 5 Abs. 3 Satz 1 AufenthG; sowie: § 3 Abs. 1 S. 2 AufenthG - hierzu auch: Stiegeler. Aufenthaltserlaubnis nach § 25 AufenthG – Erste Erfahrungen in der Beratungspraxis = 
ASYLMAGAZIN 12/2005, S. 4; dazu auch: VG Aachen ANA ZAR 3/2008, S. 19.

VII. § 25 Abs. 5 AufenthG

Von den Regelerteilungsvoraussetzungen des § 5 Abs. 1 und 2 AufenthG kann abgesehen werden, die Erfüllung der Passpflicht sollte aber stets verlangt werden,

Vorl. Nds. VV-AufenthG Zf. 25.5.1.1

Die Unmöglichkeit der Ausreise aus tatsächlichen Gründen betrifft z.B. Fälle unverschuldeter Passlosigkeit,

ebd. Zf. 25.5.2.3

Die Ausreise sollte aber für einen Zeitraum von voraussichtlich länger als sechs Monaten unmöglich sein,

ebd. Zf. 25.5.2.4

Das Nichtausfüllen einer „Freiwilligkeitserklärung“ ist vom Ausländer selbst zu vertreten und hindert die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis,

ebd. Zf. 25.5.3

Die Passlosigkeit ist selbst verschuldet, wenn gegen Mitwirkungspflicht verstoßen wird (einschränkend: BayVGH, B. v. 2.12.2005, 24 C 05.2694: Ausländerbehörde muss jedenfalls „Anstöße“ geben, wenn der Ausländer zwar etwas tut, aber nicht genug oder nicht das richtige)

vgl. Kabis, a.a.0.

Zur Aufenthaltserlaubnis wg. Passlosigkeit vgl.

BayVGH, Urt. 11.12.2007 = ASYLMAGAZIN 4/2007, S. 44 f.

VIII. Passbeschaffung und Rechtsmissbrauch i.S. des AsylbLG

Dem Ausländer kann grds. nicht zugemutet werden zu wissen, welche Staatsangehörigkeit er besitzt, wenn das Staatsangehörigkeitsrecht seines Herkunftsstaats eine komplizierte Materie darstellt (hier: Aserbaidschan / Russ. Föderation); bei widersprüchlichen oder fehlerhaften Angaben zur Staatsangehörigkeit kann dem Ausländer daher nicht per se ein vorsätzliches Täuschungsverhalten i.S. eines Rechtsmissbrauchs gemacht werden

- SG Braunschweig, B. v. 25.5.2007 – S 20 AY 34/07 ER -

Ein pauschaler Hinweis der Behörde auf Mitwirkungspflichten, ohne dies näher zu konkretisieren, reicht nicht aus;

SG Hildesheim, B. v. 28.7.2008, S 39 AY 11/08 ER -

Zu den Grenzen der Mitwirkungsmöglichkeiten bei ungeklärter Staatsangehörigkeit bzw. Staatenlosigkeit

vgl. VG Bremen, B. v. 20.7.2006, S 4 V 307/06

IX. Passbeschaffungskosten

Passbeschaffungskosten sind  in Nds. nach der Erlasslage bei Empfängern nach AsylbLG nur bei beabsichtigter „freiwilliger Ausreise“, im übrigen allenfalls darlehnsweise nach § 37 SGB XII zu übernehmen,

RdErl. Nds. MI vom 18.4.2007

Dieser Standpunkt ist mit der Gesetzeslage so nicht in Einklag zu bringen.

Die Kosten für die Ausstellung eines Passes, zu dessen Besitz ein Ausländer verpflichtet ist, gehören zum notwendigen Lebensunterhalt.

 Diese sind deshalb im Fall der Bedürftigkeit vom Träger der Sozialhilfe zu erstatten,

Sächs. OVG, Urt. v. 3.6.2008, 4 A 144/08

Passbeschaffungskosten sind in voller Höhe zur Erfüllung einer verwaltungsrechtlichen Mitwirkungspflicht im Sinne des § 6 Satz 1 4. Alt. AsylbLG erforderlich

LSG NRW, Urt. v. 10.3.2008, L 20 AY 16/07; so auch: SG Oldenburg, B. v. 1.8.2007, S 21 AY 11/07 ER

Passbeschaffungskosten sind gem. § 2 Abs. 1 AsylbLG i.V.m. § 28 Abs. 1 S. 2 SGB XII insoweit vom Leistungsträger zu übernehmen als sie höher als die für Deutsche entsprechend anfallenden Gebühren sind,

LSG NRW, B. v. 14.9.2007, L 20 B 67/07 AY ER; vgl. i.ü. die Rechtsprechungsübersicht zum AsylbLG bei G. Classen.

Von der Gebührenerhebung für die Ausstellung eines Personalausweises oder eines Reisepasses ist abzusehen, wenn der Antragsteller seine Bedürftigkeit im Sinne des § 1 Abs. 6 Satz 3 PauswG sowie § 3 PassGebV nachweist. Dies wird in der Regel durch Vorlage des jeweiligen Bewilligungsbescheids über die Leistungen nach SGB II oder SGB XII

 erfolgen können,

BMI an MI MV vom 13.6.2007

Passbeschaffungskosten sind nicht in den Regelsätzen des SGB XII enthalten; Rechtsgrundlage für die Übernahme der Kosten ist § 73 S. 2 SGB XII,

SG Halle, Urt. v. 30.1.2008, S 13 AY 76/06

Passbeschaffungskosten sind gem. § 6 S. 1 AsylbLG zu übernehmen bzw. zu erstatten

- SG Wiesbaden, Urt. v. 9.5.2008, S 21 AY 9/07 -.

Die Ausländerbehörde übt ihr Ermessen nach § 5 Abs. 1 AufenthV fehlerhaft aus, wenn sie die Ausstellung eines Reiseausweises für Ausländer mit der Erwägung versagt, der Antragsteller beziehe Leistungen nach SGB XII oder nach AsylbLG, 

- OVG NW, Urt. v. 19.2.2008 – 19 A 4554/06 = AuAS 2008, S. 135 ff.

B. Hinweise zur Passbeschaffung bzw. zu diesbezügl. Problemen

- eine Auswahl, auf Ausführungen zu Serbien und Syrien wird verzichtet, da diese Gegenstand eines eigenständigen Referats sind -

Afrikanische Staaten
vgl. Identitätsdokumente in ausgewählten                      afrikanischen Flüchtlings-Herkunftsländern. SFH, März 2005, abrufbar unter www.osar.ch

Armenien
aus einem Schreiben des AA vom 2.2.2007 an uns:


„... in letzter Zeit wenden sich viele Anwälte, die Mandanten mit vermutlich armenischer Staatsangehörigkeit vertreten, an die Botschaft. Da die Betroffenen nicht identifiziert sind, werden ihnen die Leistungen gekürzt. Ihre Anwälte versuchen dann, über Anwälte in Armenien Nachweise zu erlangen. Dies ist aber in aller Regel zwecklos, da die Erfahrung gezeigt hat, dass irregulär nach Deutschland eingereiste armenische Staatsangehörige... zu ihren Personalien fast immer falsche Angaben machen.

Wenn die Betroffenen korrekte Angaben machen, ist es der Botschaft in aller Regel möglich, sie ohne Einschaltung eines armenischen Anwalts zu identifizieren. Machen die Betroffenen aber falsche Angaben, so kann auch die Einschaltung eines armenischen Anwalts keine verwertbaren Erkenntnisse erbringen – den (erheblichen) Kosten steht keinerlei Nutzen gegenüber.


Sonderproblem: Verlassen des Heimatlandes vor Inkrafttreten des armen. Staatsangehörigkeitsgesetzes am 16.11.1995 (armen. StAng. nachgewiesen z.B. bei Bergmann / Ferid. Internationales Ehe- und Kindschaftsrecht)

                                 zur Verlässlichkeit armenischer Register:


„... Wie auf die sachliche Richtigkeit einer Mitteilung der Republik Armenien über eine Nichteintragung in einem Register wäre auch auf die sachliche Richtigkeit einer Mitteilung über eine Eintragung kein Verlaß. Die Register der Republik Armenien werden mindestens seit 1991 manipuliert, sie sind gegen Zahlung oder andere Vorteile oder auf Anraten gestaltbar. Eintragungen können entfernt, verändert oder es können Eintragungen eingefügt werden. ...“

TKI vom 25.8.2006 an Sächs. Härtefallkommission

Aserbaidschan:

Problem derjenigen Personen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des letzten bzw. schon des davor geltenden Staatsangehörigkeitsgesetzes (Nachweise bei Bergmann / Ferid) keinen gewöhnlichen Aufenthalt mehr in Aserbaidschan hatten.

Die Republik Aserbaidschan hat soweit erkennbar nicht eigenen Staatsangehörigen amtlich armensicher Volkszugehörigkeit im Ausland Ausweise oder Ersatzpapiere ausgestellt noch ihnen auch nur eine Einreiseerlaubnis erteilt

- TKI vom 25.8.2006 an Sächs. HFK -

Hinsichtlich der aktuellen Probleme bei der Identitätsfeststellung / Passbeschaffung vgl. BMI „Protokoll über eine Arbeitstagung Aserbaidschan am 24.4.2007 in Trier“, ggf. abrufbar unter www.asyl.net

Irak

 „Vertrauensanwälte können von der Botschaft nicht beauftragt werden, da jede Bewegung innerhalb der Stadt Bagdad und in den meisten anderen Landesteilen ... lebensgefährlich ist; ein von der irakischen Botschaft ausgestellter Reisepass kann nicht als Identitätsnachweis gewertet werden, wenn sich in anderem Zusammenhang vorgelegte Personenstandsurkunden als Fälschung erwiesen haben.“

Dt. Botschaft Bagdad, Stn. v. 6.6.2006 an AG Dresden


Zu Reisepässen der Serie S:


„Das BMI hat mit Verfügung vom 6.3.2007 die Anerkennung irakischer Reisepässe der Serie S mit Wirkung vom 1.4.2007 widerrufen. Die Gültigkeit der Pässe wurde davon nicht berührt. ...

... Bei irak. StAng., bei denen die Befristung des rechtmäßigen Aufenthalts abgelaufen ist und deren Pass der Serie S bei Verlängerung nicht mehr länger anerkannt ist, kann eine Ausnahme zugelassen werden, sofern keine Anhaltspunkte für eine Fälschung des Passes vorhanden sind. Der Aufenthaltstitel kann in diesen Fällen auf Antrag der oder des irakischen Staatsangehörigen als Ausweisersatz erteilt werden ...“

- Nds. MI Schünemann in der Sitzung des Nds. LT vom 12.7.2007 -


Zur Ausstellung der irakischen Pässe der neuen Serie G vgl. Merkblatt v. 17.10.2007, abrufbar unter www.iraqiembassy.berlin.de

Kosovo:


Wegen der noch fehlenden Auslandsvertretung ist es Kosovaren objektiv unmöglich, Pässe ihres Heimatstaates zu bekommen. Aufgrund der Unabhängigkeit des Kosovo können in der Bundesrepublik lebende Kosovaren nicht mehr an serbische Auslandsvertretungen verwiesen werden ...


- VG Göttingen, Urt. v. 21.5.2008, 1 A 390/07 - = 
ASYLMAGAZIN 7-8/2008, S. 14 -

Libanon:


Die libanesische Botschaft stellt Passpapiere nicht aus, wenn sie vermutet, dass die Ausländerbehörde die Abschiebung betreibt,

- vgl. VG Sigmaringen, Urt. v. 20.7.2006, 8 K 577/04

Die Botschaft kann inländische Behörden im Rahmen der Amtshilfe bei der Beschaffung von Personenstandsurkunden (in der Regel handelt es sich um Familienregisterauszüge) zur Beantragung von Passersatzpapieren für ausreisepflichtige Personen libanesischer Herkunft unterstützen. Ebenso kann sie bei der Prüfung der Echtheit und inhaltlichen Richtigkeit von libanesischen Personenstandsurkunden und Reisedokumenten zur Identitätsklärung in Deutschland aufhältiger Personen libanesischer Herkunft mitwirken.

Botschaft der Bundesrepublik Deutschland Beirut: Beschaffung von Passersatzpapieren, Stand Oktober 2007, 11 Seiten

Mazedonien


Die mazedonischen Staatsbürger, die im Ausland leben, müssen ab dem 10. März 2007 den Passantrag persönlich in der Republik Mazedonien stellen, da die Botschafter der Republik Mazedonien keine Passanträge mehr annehmen dürfen. Für minderjährige Kinder (bis 18 Jahre) müssen beide Eltern als auch die Kinder in Mazedonien persönlich vorsprechen

- Schreiben der Botschaft der Republik M. vom 5.11.2007 -

Montenegro


Ab dem 15.9.2008 dürfen die serbischen Auslandsvertretungen keine konsularischen Dienste mehr für montenegrinische Staatsangehörige anbieten. Zu diesem Termin wird voraussichtlich die montenegrinische Botschaft in Berlin ihre konsularischen Dienste aufnehmen.

Mitteilung der Ausländerbehörde des LK Northeim vom 10.9.2008 an uns

Palästina 


Die Generaldelegation Palästinas in Berlin hat keine Befugnis, (Ersatz-)Dokumente auszustellen oder zu verlängern.Sie hat auch keine Befugnis, die im Ausland geborenen oder lebenden palästinensischen Kinder in die palästinensischen Reisepässe ihrer Eltern einzutragen.

- Informationsblatt der Generaldelegation, 5.6.2007 -

Die Rückführung von staatenlosen Palästinensern aus den Autonomiegebieten als auch aus den Nachbarländern ist sehr problematish. Grundsätzlich ist aber eine Rückführung nach Gaza (unter Zustimmung der israelischen Behörden) möglich, sofern eine Person im palästinensischen „Bevölkerungsregister“ eingetragen ist. Rückkehr- und aufentahltsberechtigt sind damit nur die Palästinenser, die vor 1967 in diesen Gebieten gewohnt haben oder nach 1967 dort geboren sind oder im Ausland geborene Kinder von in Gaza oder der Westbank registrierten Eltern (ein Elternteil genügt), wenn die Kinder vor ihrem 16. Lebensjahr dort registriert wurden. Diese Personen verfügen über eine „Identitätsnummer“, aufgrund derer sie

 auf Antrag ein Heimreisedokument ausgestellt bekommen.

Ausw.Amt: Rückführung von palästinensischen Volkszugehörigen in die palästinensichen Autonomiegebiete, Stand: 12.8.2003

Russische Föderation


Der Aussage des russischen Generalkonsulats sollte nicht zuviel Bedeutung beigemessen werden. Die Prüfung durch die russischen Behörden sei oftmals unzureichend und unvollständig und erfolge nicht vor Ort. Die Mitteilung des russ. GK bedeute nicht automatisch, dass der Antragsteller gelogen habe


aus einer Telefonnotiz einer Ausländerbehörde mit ZAAB Lüneburg, 31.5.2007, in der es dann aber weiter heißt:

Die ZAAB habe selbst die Möglichkeiten, sich direkt an die Behörden (Meldeamt / Standesamt) vor Ort zu wenden, soweit der betreffende Ausländer einen Schriftsatz an sein Geburtsstandesamt verfasse, in dem er um die Bestätigung der Registerdaten bittet; er müsse hierzu seine Daten, die letzte Meldeadresse in Russland sowie die Daten seiner Eltern angeben

Serbien


Es gibt Erkenntnisse dazu, dass bei serbischen Pässen Fehler beim Prägesiegel, mit dem das Lichtbild gesichert wird, vorkommen („amtliche Fehlausstellung“)

ANA ZAR 2008, S. 14

Somalia


Die Republik Somalia ist durch den seit 1991 andauernden Bürgerkrieg handlungsunfähig geworden,

OVG NRW, Urt. v. 19.2.2008, 19 A 4554/06

Die seit 2007 ausgegebenen Reise-, Dienst- und Diplomatenpässe mit biometrischen Merkmalen der Republik Somalia werden nicht anerkannt,

Allgemeinverfügung des BMI vom 25.6.2008, M I 3 – 125 231 SOM/1

C. Anhang: Rechtliche Grundlagen

- die Gesetzestexte können u.a. abgerufen werden unter www.aufenthaltstitel.de. -

I. Rechtliche Grundlagen im AufenthG

§ 3 Passpflicht

(1) Ausländer dürfen nur in das Bundesgebiet einreisen oder sich darin aufhalten, wenn sie einen anerkannten und gültigen Pass oder Passersatz besitzen, sofern sie von der Passpflicht nicht durch Rechtsverordnung befreit sind. Für den Aufenthalt im Bundesgebiet erfüllen sie die Passpflicht auch durch den Besitz eines Ausweisersatzes (§ 48 Abs. 2).

(2) Das Bundesministerium des Innern oder die von ihm bestimmte Stelle kann in begründeten Einzelfällen vor der Einreise des Ausländers für den Grenzübertritt und einen anschließenden Aufenthalt von bis zu sechs Monaten Ausnahmen von der Passpflicht zulassen.

§ 5 Allgemeine Erteilungsvoraussetzungen

(1) Die Erteilung eines Aufenthaltstitels setzt in der Regel voraus, dass 

1.  ...

1a. die Identität und, falls er nicht zur Rückkehr in einen anderen Staat berechtigt ist, die Staatsangehörigkeit des Ausländers geklärt ist,

2.  ... 

4. die Passpflicht nach § 3 erfüllt wird. 

(3) In den Fällen der Erteilung eines Aufenthaltstitels nach den §§ 24, 25 Abs. 1 bis 3 sowie § 26 Abs. 3 ist von der Anwendung der Absätze 1 und 2, im Fall des § 25 Abs. 4a von der Anwendung des Absatzes 1 Nr. 1 bis 2 und 4 sowie des Absatzes 2 abzusehen. In den übrigen Fällen der Erteilung eines Aufenthaltstitels nach Kapitel 2 Abschnitt 5 kann von der Anwendung der Absätze 1 und 2 abgesehen werden. Wird von der Anwendung des Absatzes 1 Nr. 2 abgesehen, kann die Ausländerbehörde darauf hinweisen, dass eine Ausweisung wegen einzeln zu bezeichnender Ausweisungsgründe, die Gegenstand eines noch nicht abgeschlossenen Straf- oder anderen Verfahrens sind, möglich ist.

§ 8 Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis

(1) Auf die Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis finden dieselben Vorschriften Anwendung wie auf die Erteilung.

§ 14 Unerlaubte Einreise; Ausnahme-Visum

(1) Die Einreise eines Ausländers in das Bundesgebiet ist unerlaubt, wenn er

1. einen erforderlichen Pass oder Passersatz gemäß § 3 Abs. 1 nicht besitzt ...

2. ...

§ 48 Ausweisrechtliche Pflichten

(1) Ein Ausländer ist verpflichtet, seinen Pass, seinen Passersatz oder seinen Ausweisersatz und seinen Aufenthaltstitel oder eine Bescheinigung über die Aussetzung der Abschiebung auf Verlangen den mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten Behörden vorzulegen, auszuhändigen und vorübergehend zu überlassen, soweit dies zur Durchführung oder Sicherung von Maßnahmen nach diesem Gesetz erforderlich ist.

(2) Ein Ausländer, der einen Pass weder besitzt noch in zumutbarer Weise erlangen kann, genügt der Ausweispflicht mit der Bescheinigung über einen Aufenthaltstitel oder die Aussetzung der Abschiebung, wenn sie mit den Angaben zur Person und einem Lichtbild versehen und als Ausweisersatz bezeichnet ist.

(3) Besitzt der Ausländer keinen gültigen Pass oder Passersatz, ist er verpflichtet, an der Beschaffung des Identitätspapiers mitzuwirken sowie alle Urkunden und sonstigen Unterlagen, die für die Feststellung seiner Identität und Staatsangehörigkeit und für die Feststellung und Geltendmachung einer Rückführungsmöglichkeit in einen anderen Staat von Bedeutung sein können und in deren Besitz er ist, den mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten Behörden auf Verlangen vorzulegen, auszuhändigen und zu überlassen. Kommt der Ausländer seiner Verpflichtung nach Satz 1 nicht nach und bestehen tatsächliche Anhaltspunkte, dass er im Besitz solcher Unterlagen ist, können er und die von ihm mitgeführten Sachen durchsucht werden. Der Ausländer hat die Maßnahme zu dulden.

(4) Wird nach § 5 Abs. 3 von der Erfüllung der Passpflicht (§ 3 Abs. 1) abgesehen, wird ein Ausweisersatz ausgestellt. Absatz 3 bleibt hiervon unberührt.

§ 49 Feststellung und Sicherung der Identität

(1) Jeder Ausländer ist verpflichtet, gegenüber den mit dem Vollzug des Ausländerrechts betrauten Behörden auf Verlangen die erforderlichen Angaben zu seinem Alter, seiner Identität und Staatsangehörigkeit zu machen und die von der Vertretung des Staates, dessen Staatsangehörigkeit er besitzt oder vermutlich besitzt, geforderten und mit dem deutschen Recht in Einklang stehenden Erklärungen im Rahmen der Beschaffung von Heimreisedokumenten abzugeben.

(2) Bestehen Zweifel über die Person, das Lebensalter oder die Staatsangehörigkeit des Ausländers, so sind die zur Feststellung seiner Identität, seines Lebensalters oder seiner Staatsangehörigkeit erforderlichen Maßnahmen zu treffen, wenn

1. dem Ausländer die Einreise erlaubt, ein Aufenthaltstitel erteilt oder die Abschiebung ausgesetzt werden soll oder 

2. es zur Durchführung anderer Maßnahmen nach diesem Gesetz erforderlich ist. 

(2a) Die Identität eines Ausländers ist durch erkennungsdienstliche Maßnahmen zu sichern, wenn eine Verteilung gemäß § 15a stattfindet.

(3) Zur Feststellung und Sicherung der Identität können die erforderlichen Maßnahmen durchgeführt werden,

1. wenn der Ausländer mit einem gefälschten oder verfälschten Pass oder Passersatz einreisen will oder eingereist ist; 

2. wenn sonstige Anhaltspunkte den Verdacht begründen, dass der Ausländer nach einer Zurückweisung oder Beendigung des Aufenthalts erneut unerlaubt ins Bundesgebiet einreisen will; 

3. bei Ausländern, die vollziehbar ausreisepflichtig sind, sofern die Zurückschiebung oder Abschiebung in Betracht kommt; 

4. wenn der Ausländer in einen in § 26a Abs. 2 des Asylverfahrensgesetzes genannten Drittstaat zurückgewiesen oder zurückgeschoben wird; 

5. bei der Beantragung eines Visums für einen Aufenthalt von mehr als drei Monaten durch Staatsangehörige von Staaten, bei denen Rückführungsschwierigkeiten bestehen sowie in den nach § 73 Abs. 4 festgelegten Fällen; 

6. bei der Gewährung von vorübergehendem Schutz nach § 24 sowie in den Fällen der §§ 23, 29 Abs. 3; 

7. wenn ein Versagungsgrund nach § 5 Abs. 4 festgestellt worden ist.

(4) Maßnahmen im Sinne der Absätze 2 bis 3 sind die Aufnahme von Lichtbildern und Fingerabdrücken sowie die Vornahme von Messungen und ähnlichen Maßnahmen. Diese sind zulässig bei Ausländern, die das 14. Lebensjahr vollendet haben. Zur Feststellung der Identität sind diese Maßnahmen nur zulässig, wenn die Identität in anderer Weise, insbesondere durch Anfragen bei anderen Behörden nicht oder nicht rechtzeitig oder nur unter erheblichen Schwierigkeiten festgestellt werden kann.

(5) Zur Feststellung und Sicherung der Identität sollen die erforderlichen Maßnahmen durchgeführt werden,

1. wenn der Ausländer mit einem gefälschten oder verfälschten Pass oder Passersatz einreisen will oder eingereist ist; 

2. wenn sonstige Anhaltspunkte den Verdacht begründen, dass der Ausländer nach einer Zurückweisung oder Beendigung des Aufenthalts erneut unerlaubt ins Bundesgebiet einreisen will; 

3. bei Ausländern, die vollziehbar ausreisepflichtig sind, sofern die Zurückschiebung oder Abschiebung in Betracht kommt; 

4. wenn der Ausländer in einen in § 26a Abs. 2 des Asylverfahrensgesetzes genannten Drittstaat zurückgewiesen oder zurückgeschoben wird; 

5. bei der Beantragung eines nationalen Visums, bei der Gewährung von vorübergehendem Schutz nach § 24 sowie in den Fällen der §§ 23 und 29 Abs. 3; 

6. wenn ein Versagungsgrund nach § 5 Abs. 4 festgestellt worden ist. 

(6) Maßnahmen im Sinne der Absätze 3 bis 5 mit Ausnahme des Absatzes 5 Nr. 5 sind das Aufnehmen von Lichtbildern, das Abnehmen von Fingerabdrücken sowie Messungen und ähnliche Maßnahmen, einschließlich körperlicher Eingriffe, die von einem Arzt nach den Regeln der ärztlichen Kunst zum Zweck der Feststellung des Alters vorgenommen werden, wenn kein Nachteil für die Gesundheit des Ausländers zu befürchten ist. Die Maßnahmen sind zulässig bei Ausländern, die das 14. Lebensjahr vollendet haben; Zweifel an der Vollendung des 14. Lebensjahres gehen dabei zu Lasten des Ausländers. Zur Feststellung der Identität sind diese Maßnahmen nur zulässig, wenn die Identität in anderer Weise, insbesondere durch Anfragen bei anderen Behörden nicht oder nicht rechtzeitig oder nur unter erheblichen Schwierigkeiten festgestellt werden kann.

(6a) Maßnahmen im Sinne des Absatzes 5 Nr. 5 sind das Aufnehmen von Lichtbildern und das Abnehmen von Fingerabdrücken.

(7) Die Identität eines Ausländers, der das 14. Lebensjahr vollendet hat und sich ohne erforderlichen Aufenthaltstitel im Bundesgebiet aufhält, ist durch Abnahme der Abdrücke aller zehn Finger zu sichern, wenn Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass er einen Asylantrag in einem Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaften gestellt hat.

(8) Der Ausländer hat die Maßnahmen nach den Absätzen 2 bis 7 zu dulden.

§ 71 Zuständigkeit

(1) Für aufenthalts- und passrechtliche Maßnahmen und Entscheidungen nach diesem Gesetz und nach ausländerrechtlichen Bestimmungen in anderen Gesetzen sind die Ausländerbehörden zuständig. Die Landesregierung oder die von ihr bestimmte Stelle kann bestimmen, dass für einzelne Aufgaben nur eine oder mehrere bestimmte Ausländerbehörden zuständig sind.

§ 89 Verfahren bei identitätssichernden und -feststellenden Maßnahmen

(1) Das Bundeskriminalamt leistet Amtshilfe bei der Auswertung der nach § 49 von den mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten Behörden erhobenen und nach § 73 übermittelten Daten. Die nach § 49 Abs. 2 und 3 gewonnenen Unterlagen werden getrennt von anderen erkennungsdienstlichen Unterlagen aufbewahrt. Die Sprachaufzeichnungen nach § 49 Abs. 5 werden bei der aufzeichnenden Behörde aufbewahrt.

(2) Die Nutzung der nach § 49 gewonnenen Unterlagen ist auch zulässig zur Feststellung der Identität oder der Zuordnung von Beweismitteln im Rahmen der Strafverfolgung und der polizeilichen Gefahrenabwehr. Sie dürfen, soweit und solange es erforderlich ist, den für diese Maßnahmen zuständigen Behörden überlassen werden.

(3) Die nach § 49 Abs. 2. bis 3 oder 5 gewonnenen Unterlagen sind von allen Behörden, die sie aufbewahren, zu vernichten, wenn

1. dem Ausländer ein gültiger Pass oder Passersatz ausgestellt und von der Ausländerbehörde ein Aufenthaltstitel erteilt worden ist, 

2. seit der letzten Ausreise oder versuchten unerlaubten Einreise zehn Jahre vergangen sind, 

3. in den Fällen des § 49 Abs. 3 Nr. 3 und 4 seit der Zurückweisung oder Zurückschiebung drei Jahre vergangen sind oder 

4. im Falle des § 49 Abs. 3 Nr. 5 seit der Beantragung des Visums sowie im Falle des § 49 Abs. 5 seit der Sprachaufzeichnung zehn Jahre vergangen sind.

(4) Absatz 3 gilt nicht, soweit und solange die Unterlagen im Rahmen eines Strafverfahrens oder zur Abwehr einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung benötigt werden. Über die Vernichtung ist eine Niederschrift anzufertigen.

§ 91d Innergemeinschaftliche Auskünfte zur Durchführung der Richtlinie 2004/114/EG

(1) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge erteilt der zuständigen Behörde eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union auf Ersuchen die erforderlichen Auskünfte, um den zuständigen Behörden des anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union eine Prüfung zu ermöglichen, ob die Voraussetzungen für die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach Artikel 8 der Richtlinie 2004/114/EG vorliegen. Die Auskünfte umfassen

1. die Personalien des Ausländers und Angaben zum Identitäts- und Reisedokument,

2.  ...
Die Ausländerbehörden und die Auslandsvertretungen übermitteln hierzu dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge auf dessen Ersuchen die für die Erteilung der Auskunft erforderlichen Angaben.

(2) Die Auslandsvertretungen und die Ausländerbehörden können über das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge Ersuchen um Auskunft an zuständige Stellen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union richten, soweit dies erforderlich ist, um die Voraussetzungen der Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 16 Abs. 6 oder eines entsprechenden Visums zu prüfen. Sie können hierzu

1. die Personalien des Ausländers, 

2. Angaben zu seinem Identitäts- und Reisedokument und zu seinem im anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union ausgestellten Aufenthaltstitel sowie ...

übermitteln und aus besonderem Anlass den Inhalt der erwünschten Auskünfte genauer bezeichnen. Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge leitet eingegangene Auskünfte an die zuständigen Ausländerbehörden und Auslandsvertretungen weiter. Die Daten, die in den Auskünften der zuständigen Stellen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union übermittelt werden, dürfen die Ausländerbehörden und Auslandsvertretungen zu diesem Zweck nutzen.

§ 91e Gemeinsame Vorschriften für das Register zum vorübergehenden Schutz und zu innergemeinschaftlichen Datenübermittlungen

Im Sinne der §§ 91a bis 91d sind 

1. Personalien: Namen, insbesondere Familienname, Geburtsname, Vornamen und früher geführte Namen, Geburtsdatum, Geburtsort, Geschlecht, Staatsangehörigkeiten und Wohnanschrift im Inland, 

2. Angaben zum Identitäts- und Reisedokument: Art, Nummer, ausgebende Stelle, Ausstellungsdatum und Gültigkeitsdauer. 

§ 95 Strafvorschriften

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer

1. entgegen § 3 Abs. 1 in Verbindung mit § 48 Abs. 2 sich im Bundesgebiet aufhält, 

2.  ... 

3. entgegen § 14 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 in das Bundesgebiet einreist, 

4.  ...

5. entgegen § 49 Abs. 1 eine Angabe nicht, nicht richtig oder nicht vollständig macht, sofern die Tat nicht in Absatz 2 Nr. 2 mit Strafe bedroht ist, 

6.  ... 

(1a) Ebenso wird bestraft, wer vorsätzlich eine in § 404 Abs. 2 Nr. 4 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch oder in § 98 Abs. 3 Nr. 1 bezeichnete Handlung begeht, für den Aufenthalt im Bundesgebiet nach § 4 Abs. 1 Satz 1 eines Aufenthaltstitels bedarf und als Aufenthaltstitel nur ein Schengen-Visum nach § 6 Abs. 1 besitzt.

II. Vorschriften in der Aufenthaltsverordnung

§ 2 Erfüllung der Passpflicht durch Eintragung in den Pass eines gesetzlichen Vertreters

Minderjährige Ausländer, die das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, erfüllen die Passpflicht auch durch Eintragung in einem anerkannten und gültigen Pass oder Passersatz eines gesetzlichen Vertreters. Für einen minderjährigen Ausländer, der das zehnte Lebensjahr vollendet hat, gilt dies nur, wenn im Pass oder Passersatz sein eigenes Lichtbild angebracht ist.

§ 3 Zulassung nichtdeutscher amtlicher Ausweise als Passersatz 

(1) Von anderen Behörden als von deutschen Behörden ausgestellte amtliche Ausweise sind als Passersatz zugelassen, ohne dass es einer Anerkennung nach § 71 Abs. 6 des Aufenthaltsgesetzes bedarf, soweit die Bundesrepublik Deutschland

1. auf Grund zwischenstaatlicher Vereinbarungen oder 

2. auf Grund des Rechts der Europäischen Union 

verpflichtet ist, dem Inhaber unter den dort festgelegten Voraussetzungen den Grenzübertritt zu gestatten. Dies gilt nicht, wenn der ausstellende Staat aus dem Geltungsbereich des Ausweises ausgenommen oder wenn der Inhaber nicht zur Rückkehr in diesen Staat berechtigt ist.

(2) Die Zulassung entfällt, wenn das Bundesministerium des Innern in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 feststellt, dass

1. die Gegenseitigkeit, soweit diese vereinbart wurde, nicht gewahrt ist, oder 

2. der amtliche Ausweis 

a. keine hinreichenden Angaben zur eindeutigen Identifizierung des Inhabers oder der ausstellenden Behörde enthält, 

b. keine Sicherheitsmerkmale aufweist, die in einem Mindestmaß vor Fälschung oder Verfälschung schützen, oder 

c. die Angaben nicht in einer germanischen oder romanischen Sprache enthält. 

(3) Zu den Ausweisen im Sinne des Absatzes 1 zählen insbesondere 

1. Reiseausweise für Flüchtlinge (§ 1 Abs. 3), 

2. Reiseausweise für Staatenlose (§ 1 Abs. 4), 

3. Ausweise für Mitglieder und Bedienstete der Organe der Europäischen Gemeinschaften, 

4. Ausweise für Abgeordnete der Parlamentarischen Versammlung des Europarates, 

5. amtliche Personalausweise der Mitgliedstaaten der Europäischen Union, der anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum und der Schweiz für deren Staatsangehörige, 

6. Schülersammellisten (§ 1 Abs. 5), 

7. Flugbesatzungsausweise, soweit sie für einen Aufenthalt nach § 23 gebraucht werden und 

8. Binnenschifffahrtsausweise, soweit sie für einen Aufenthalt nach § 25 gebraucht werden. 

§ 4 Deutsche Passersatzpapiere für Ausländer 

(1) Durch deutsche Behörden ausgestellte Passersatzpapiere für Ausländer sind:

1. der Reiseausweis für Ausländer (§ 5 Abs. 1), 

2. der Notreiseausweis, 

3. der Reiseausweis für Flüchtlinge (§ 1 Abs. 3), 

4. der Reiseausweis für Staatenlose (§ 1 Abs. 4), 

5. die Schülersammelliste (§ 1 Abs. 5), 

6. die Bescheinigung über die Wohnsitzverlegung (§ 43 Abs. 2), 

7. das Standardreisedokument für die Rückführung (§ 1 Abs. 8). 

Passersatzpapiere nach Satz 1 Nr. 1, 3 und 4 werden auch als vorläufige Dokumente ausgegeben, deren Gültigkeitsdauer, auch nach Verlängerungen, ein Jahr nicht überschreiten darf. An Kinder bis zum vollendeten zwölften Lebensjahr werden Passersatzpapiere nach Satz 1 Nr. 1, 3 und 4 ohne Speichermedium ausgegeben; in begründeten Fällen können solche Passersatzpapiere auch mit Speichermedium ausgegeben werden. Dokumente nach Satz 1 Nr. 1, 3 und 4, die an Kinder ausgegeben werden, sind höchstens sechs Jahre gültig, soweit die in § 1 Abs. 3 und 4 genannten völkerrechtlichen Verträge keine kürzere Geltungsdauer vorsehen, längstens jedoch bis zur Vollendung des zwölften Lebensjahres.

(2) Ein Passersatz für Ausländer wird in der Regel entzogen, wenn die Ausstellungsvoraussetzungen nicht mehr vorliegen. Er ist zu entziehen, wenn der Ausländer auf Grund besonderer Vorschriften zur Rückgabe verpflichtet ist und die Rückgabe nicht unverzüglich erfolgt. 

(3) Deutsche Auslandsvertretungen entziehen einen Passersatz im Benehmen mit der zuständigen oder zuletzt zuständigen Ausländerbehörde im Inland. Ist eine solche Behörde nicht vorhanden oder feststellbar, ist das Benehmen mit der Behörde herzustellen, die den Passersatz ausgestellt hat, wenn er verlängert wurde, mit der Behörde, die ihn verlängert hat. 

§ 5 Allgemeine Voraussetzungen der Ausstellung des Reiseausweises für Ausländer

(1) Einem Ausländer, der nachweislich keinen Pass oder Passersatz besitzt und ihn nicht auf zumutbare Weise erlangen kann, kann nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen ein Reiseausweis für Ausländer ausgestellt werden.

(2) Als zumutbar im Sinne des Absatzes 1 gilt es insbesondere, 

1. derart rechtzeitig vor Ablauf der Gültigkeit eines Passes oder Passersatzes bei den zuständigen Behörden im In- und Ausland die erforderlichen Anträge für die Neuerteilung oder Verlängerung zu stellen, dass mit der Neuerteilung oder Verlängerung innerhalb der Gültigkeitsdauer des bisherigen Passes oder Passersatzes gerechnet werden kann, 

2. in der den Bestimmungen des deutschen Passrechts, insbesondere den §§ 6 und 15 des Passgesetzes in der jeweils geltenden Fassung, entsprechenden Weise an der Ausstellung oder Verlängerung mitzuwirken und die Behandlung eines Antrages durch die Behörden des Herkunftsstaates nach dem Recht des Herkunftsstaates zu dulden, sofern dies nicht zu einer unzumutbaren Härte führt, 

3.  die Wehrpflicht, sofern deren Erfüllung nicht aus zwingenden Gründen unzumutbar ist, und andere zumutbare staatsbürgerliche Pflichten zu erfüllen oder 

4. für die behördlichen Maßnahmen die vom Herkunftsstaat allgemein festgelegten Gebühren zu zahlen. 

(3) Ein Reiseausweis für Ausländer wird in der Regel nicht ausgestellt, wenn der Herkunftsstaat die Ausstellung eines Passes oder Passersatzes aus Gründen verweigert, auf Grund deren auch nach deutschem Passrecht, insbesondere nach § 7 des Passgesetzes oder wegen unterlassener Mitwirkung nach § 6 Passgesetz, der Pass versagt oder sonst die Ausstellung verweigert werden kann.

(4) Ein Reiseausweis für Ausländer soll nicht ausgestellt werden, wenn der Antragsteller bereits einen Reiseausweis für Ausländer missbräuchlich verwendet hat oder tatsächliche Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass der Reiseausweis für Ausländer missbräuchlich verwendet werden soll. Ein Missbrauch liegt insbesondere vor bei einem im Einzelfall erheblichen Verstoß gegen im Reiseausweis für Ausländer eingetragene Beschränkungen oder beim Gebrauch des Reiseausweises für Ausländer zur Begehung oder Vorbereitung einer Straftat. Als Anhaltspunkt für die Absicht einer missbräuchlichen Verwendung kann insbesondere auch gewertet werden, dass der wiederholte Verlust von Passersatzpapieren des Antragstellers geltend gemacht wird. 

(5) Der Reiseausweis für Ausländer darf, soweit dies zulässig ist, nur verlängert werden, wenn die Ausstellungsvoraussetzungen weiterhin vorliegen.

§ 6 Ausstellung des Reiseausweises für Ausländer im Inland 

Im Inland darf ein Reiseausweis für Ausländer nach Maßgabe des § 5 ausgestellt werden, 

1. wenn der Ausländer eine Aufenthaltserlaubnis oder Niederlassungserlaubnis besitzt, 

2. wenn dem Ausländer eine Aufenthaltserlaubnis oder Niederlassungserlaubnis erteilt wird, sobald er als Inhaber des Reiseausweises für Ausländer die Passpflicht erfüllt, 

3. um dem Ausländer die endgültige Ausreise aus dem Bundesgebiet zu ermöglichen oder, 

4. wenn der Ausländer Asylbewerber ist, für die Ausstellung des Reiseausweises für Ausländer ein dringendes öffentliches Interesse besteht, zwingende Gründe es erfordern oder die Versagung des Reiseausweises für Ausländer eine unbillige Härte bedeuten würde und die Durchführung des Asylverfahrens nicht gefährdet wird. 

Die ausstellende Behörde darf in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 und 4 von § 5 Abs. 2 bis 3 und in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 von § 5 Abs. 4 Ausnahmen zulassen.

§ 8 Gültigkeitsdauer des Reiseausweises für Ausländer 

(1) Die Gültigkeitsdauer des Reiseausweises für Ausländer darf die Gültigkeitsdauer des Aufenthaltstitels oder der Aufenthaltsgestattung des Ausländers nicht überschreiten. Der Reiseausweis für Ausländer darf im Übrigen ausgestellt werden bis zu einer Gültigkeitsdauer von 

1. zehn Jahren, wenn der Inhaber im Zeitpunkt der Ausstellung das 24. Lebensjahr vollendet hat, 

2. sechs Jahren, wenn der Inhaber im Zeitpunkt der Ausstellung das 24. Lebensjahr noch nicht vollendet hat. 

(2) In den Fällen des § 6 Satz 1 Nr. 3 und 4 und des § 7 Abs. 1 darf der Reiseausweis für Ausländer abweichend von Absatz 1 nur für eine Gültigkeitsdauer von höchstens einem Monat ausgestellt werden. In Fällen, in denen der Staat, in oder durch den die beabsichtigte Reise führt, die Einreise nur mit einem Reiseausweis für Ausländer gestattet, der über den beabsichtigten Zeitpunkt der Einreise oder Ausreise hinaus gültig ist, kann der Reiseausweis für Ausländer abweichend von Satz 1 für einen entsprechend längeren Gültigkeitszeitraum ausgestellt werden. 

(3) Ein nach § 6 Satz 1 Nr. 3 und 4 ausgestellter Reiseausweis für Ausländer darf nicht verlängert werden. Der Ausschluss der Verlängerung ist im Reiseausweis für Ausländer zu vermerken.

§ 9 Räumlicher Geltungsbereich des Reiseausweises für Ausländer 

(1) Der Reiseausweis für Ausländer kann für alle Staaten oder mit einer Beschränkung des Geltungsbereichs auf bestimmte Staaten oder Erdteile ausgestellt werden. Der Staat, dessen Staatsangehörigkeit der Ausländer besitzt, ist aus dem Geltungsbereich auszunehmen, wenn nicht in Ausnahmefällen die Erstreckung des Geltungsbereichs auf diesen Staat gerechtfertigt ist. 

(2) In den Fällen des § 6 Satz 1 Nr. 4 ist der Geltungsbereich des Reiseausweises für Ausländer auf die den Zweck der Reise betreffenden Staaten zu beschränken. Abweichend von Absatz 1 Satz 2 ist eine Erstreckung des Geltungsbereichs auf den Herkunftsstaat unzulässig. 

(3) Abweichend von Absatz 1 Satz 2 soll der Geltungsbereich eines Reiseausweises für Ausländer im Fall des § 6 Satz 1 Nr. 3 den Staat einschließen, dessen Staatsangehörigkeit der Ausländer besitzt.

(4) Der Geltungsbereich des im Ausland ausgestellten Reiseausweises für Ausländer ist in den Fällen des § 7 Abs. 1 räumlich auf die Bundesrepublik Deutschland, den Ausreisestaat, den Staat der Ausstellung sowie die im Reiseausweis für Ausländer einzeln aufzuführenden, auf dem geplanten Reiseweg zu durchreisenden Staaten zu beschränken.

§ 10 Sonstige Beschränkungen im Reiseausweis für Ausländer 

In den Reiseausweis für Ausländer können zur Vermeidung von Missbrauch bei oder nach der Ausstellung sonstige Beschränkungen aufgenommen werden, insbesondere die Bezeichnung der zur Einreise in das Bundesgebiet zu benutzenden Grenzübergangsstelle oder die Bezeichnung der Person, in deren Begleitung sich der Ausländer befinden muss. § 46 Abs. 2 des Aufenthaltsgesetzes bleibt unberührt.

§ 11 Verfahren der Ausstellung oder Verlängerung des Reiseausweises für Ausländer

(1) Im Ausland darf ein Reiseausweis für Ausländer nur mit Zustimmung des Bundesministeriums des Innern oder der von ihm bestimmten Stelle ausgestellt werden. Dasselbe gilt für die zulässige Verlängerung eines nach Satz 1 ausgestellten Reiseausweises für Ausländer im Ausland.

(2) Im Ausland darf ein im Inland ausgestellter oder verlängerter Reiseausweis für Ausländer nur mit Zustimmung der zuständigen oder zuletzt zuständigen Ausländerbehörde verlängert werden. Ist eine solche Behörde nicht vorhanden oder feststellbar, ist die Zustimmung bei der Behörde einzuholen, die den Reiseausweis ausgestellt hat, wenn er verlängert wurde, bei der Behörde, die ihn verlängert hat.

(3) Die Aufhebung von Beschränkungen nach den §§ 9 und 10 im Ausland bedarf der Zustimmung der zuständigen oder zuletzt zuständigen Ausländerbehörde. Ist eine solche Behörde nicht vorhanden oder feststellbar, ist die Zustimmung bei der Behörde einzuholen, die die Beschränkung eingetragen hat.

III. Regelungen im AsylVfG

§ 15 Allgemeine Mitwirkungspflichten

(1) Der Ausländer ist persönlich verpflichtet, bei der Aufklärung des 

Sachverhalts mitzuwirken. Dies gilt auch, wenn er sich durch einen Bevollmächtigten vertreten läßt.

(2) Er ist insbesondere verpflichtet,

4.seinen Paß oder Paßersatz den mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten Behörden vorzulegen, auszuhändigen und zu überlassen; 

5.alle erforderlichen Urkunden und sonstigen Unterlagen, die in seinem Besitz sind, den mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten Behörden vorzulegen, auszuhändigen und zu überlassen; 

6.im Falle des Nichtbesitzes eines gültigen Passes oder Paßersatzes an der Beschaffung eines Identitätspapiers mitzuwirken; 

7. ...

(5) Durch die Rücknahme des Asylantrags werden die Mitwirkungspflichten des Ausländers nicht beendet.

